
Satzung 
 
 

über die Erhebung von Elternbeiträgen 
für außerunterrichtliche Angebote 

im Rahmen der Offenen Ganztagsschule (OGS) 
an den Förderschulen des Kreises Steinfurt 

vom 20.12.2023 

  
 

Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 13.April 2022 (GV. NRW. S. 490, des 51 Abs. 5 des Gesetzes zur frühen Bildung 
und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) – Sechstes Gesetz zur Ausführung des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch – vom 3. Dezember 2019  sowie des § 9 Abs. 2 und 3 des 
Schulgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (SchulG NRW) vom 15.02.2005 (GV. NRW. S. 
102/SGV NRW 223), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Februar 2022 (GV. NRW. 2022 S. 
250, hat der Kreistag des Kreises Steinfurt in seiner Sitzung am 11. Dezember 2023 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 Geltungsbereich 

Diese Satzung gilt für die Inanspruchnahme von außerunterrichtlichen Angeboten im Rahmen der 
Offenen Ganztagsschule (OGS) an Förderschulen des Kreises Steinfurt. Die Satzung ist Grundlage 
für die Erhebung des Beitrages, den Eltern zu leisten haben, die ihre Kinder für die Teilnahme an 
außerunterrichtlichen Angeboten an der OGS angemeldet haben. 
 
  

§ 2 Offene Ganztagsschule 

(1) Der Kreis Steinfurt bietet im Rahmen der OGS zusätzlich zum planmäßigen Unterricht 
grundsätzlich an allen Unterrichtstagen Angebote außerhalb der Unterrichtszeit 
(außerunterrichtliche Angebote) an.  

(2) Die Angebote werden eingerichtet an den Förderschulen des Kreises in der Primarstufe, die 
nicht als Gebundene Ganztagsschulen geführt werden, sofern genügend Anmeldungen für 
die Teilnahme an der OGS vorliegen. 

(3) Die außerunterrichtlichen Angebote der OGS gelten als schulische Veranstaltungen. 

(4) Die Durchführung der Betreuung kann auf Dritte übertragen werden. 

  
 

§ 3 Teilnahmeberechtigte, Aufnahme, Abmeldung, Ausschluss 

(1) An den außerunterrichtlichen Angeboten der OGS können nur Schülerinnen und Schüler der 
Schule teilnehmen, an denen dieses Angebot besteht. 

(2) Die Anmeldung für das bevorstehende Schuljahr soll möglichst bis zum 10. März des 
jeweiligen Jahres erfolgen. Eine Aufnahme erfolgt grundsätzlich jeweils für ein Schuljahr.  

(3) Es werden nur Kinder in die OGS aufgenommen, soweit Plätze vorhanden sind. Ein Anspruch 
auf Aufnahme besteht nicht. Über die Aufnahme entscheidet die Schulleitung. 

(4) Die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten der OGS ist freiwillig, die Anmeldung eines 
Kindes zur Teilnahme daran bindet jedoch für die Dauer eines Schuljahres (1. August bis 31. 
Juli). Die Anmeldung verpflichtet i.d.R. zur regelmäßigen und täglichen Teilnahme an diesem 
Angebot. 

(5) Unterjährige Anmeldungen sind in begründeten Ausnahmefällen (z.B. Zuzüge) möglich. 



(6) Eine vorzeitige, unterjährige Abmeldung durch die Beitragspflichtigen im Sinne des § 5 der 
Satzung ist mit einer Frist von vier Wochen jeweils zum 1. eines Monats möglich bei 

a. Änderungen hinsichtlich der Personensorge für das Kind, 
b. Wechsel der Schule, 
c. längerfristiger Erkrankung des Kindes (mindestens vier Wochen). 

(7) Ein Kind kann vom Schulträger nach Absprache mit der Schule von der Teilnahme an 
außerunterrichtlichen Angeboten der OGS ausgeschlossen werden, insbesondere wenn 

a. das Verhalten des Kindes ein weiteres Verbleiben nicht zulässt, 
b. das Kind das Angebot nicht regelmäßig wahrnimmt, 
c. die Beitragspflichtigen ihrer Beitragspflicht nicht nachkommen, 
d. die erforderliche Zusammenarbeit mit den Eltern oder den rechtlich gleichgestellten 

Personen von diesen nicht mehr möglich gemacht wird, 
e. die Angaben, die zur Aufnahme geführt haben, unrichtig waren bzw. sind. 

  
 

§ 4 Elternbeiträge 

(1) Der Kreis Steinfurt erhebt für die Betreuung von Kindern im Rahmen der OGS an seinen 
Förderschulen öffentlich-rechtliche Beiträge (Elternbeiträge) als Jahresbeiträge, die in zwölf 
vollen monatlichen Teilbeträgen erhoben werden. 

(2) Die Beiträge werden vom Kreis Steinfurt nach einer Einkommensprüfung festgesetzt. Sie sind 
ab Betreuungsbeginn jeweils zum 15. eines Monats durch Bankeinzugsverfahren zu 
entrichten. 

(3) Das Entgelt für das Mittagessen im Rahmen des OGS-Angebotes ist nicht Bestandteil dieses 
Beitrages und wird gesondert verlangt. 

  
 

§ 5 Beitragspflicht 

(1) Beitragspflichtig sind die Eltern oder diesen rechtlich gleichgestellten Personen, mit denen das 
Kind zusammenlebt. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil oder mit einer dieser rechtlich 
gleichgestellten Person zusammen, so tritt dieser bzw. diese an die Stelle der Eltern. 

(2) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 
Einkommenssteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese 
Leistungen erhalten, an die Stelle der Eltern. Von Ihnen wird kein Elternbeitrag erhoben. 

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

(4) Die Beitragspflicht entsteht mit der Aufnahme des Kindes in das außerunterrichtliche Angebot 
der OGS. Sie gilt grundsätzlich für ein Schuljahr (1. August bis 31. Juli) und auch in den Zeiten 
der Schulferien. Wird ein Kind im laufenden Schuljahr aufgenommen oder verlässt es im 
laufenden Schuljahr die OGS, ist der Beitrag anteilig, jedoch in vollen Monatsbeiträgen zu 
zahlen. 

(5) Die Beitragspflicht besteht unabhängig von einer tatsächlichen Inanspruchnahme der 
Betreuung und auch dann, wenn das Kind wegen Krankheit oder aus anderen Gründen bis zu 
einem Zeitraum von vier Wochen die Betreuung nicht in Anspruch nehmen kann. Bei längerer 
Abwesenheit ist der Beitragszeitraum auf Antrag zu verkürzen. 

(6) Bei vorübergehenden Unterbrechungen oder Einschränkungen der Betreuung, die vom Kreis 
Steinfurt nicht zu vertreten sind, insbesondere durch Betriebsstörungen, Naturereignisse u.ä. 
haben die Zahlungspflichtigen keinen Anspruch auf Beitragsminderung.     

  
 

 § 6 Beitragshöhe 

(1) Die Zahlungspflichtigen haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
monatlich öffentlich-rechtliche Beiträge zu entrichten. Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich 
aus der Beitragstabelle in § 11 dieser Satzung. 



(2) Über die Höhe der zu zahlenden Elternbeiträge erhalten die Zahlungspflichtigen einen 
Beitragsbescheid.  

(3) Bei einer vorläufigen Festsetzung des Elternbeitrages erfolgt die endgültige Festsetzung 
rückwirkend nach Vorlage der erforderlichen Einkommensunterlagen. Wird bei einer 
Überprüfung festgestellt, dass sich Änderungen der Einkommensverhältnisse ergeben haben, 
die zur Zugrundelegung einer anderen Einkommensgruppe führen, so ist der Beitrag ggf. auch 
rückwirkend neu festzusetzen. 

 
 

§ 7 Beitragsermäßigung und -befreiung 

(1) Empfängerinnen und Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII, 
Grundsicherung im Alter, Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem SGB II, 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, Leistungen nach dem Wohngeld- oder 
Wohngeld-Plus-Gesetz sowie Kinderzuschlag gemäß Bundeskindergeldgesetz sind für die 
Dauer des Leistungsbezugs von einer Beitragszahlung befreit. 

(2) Lebt das Kind bei keiner der in § 5 genannten Personen (z.B. bei einer Hilfe zur Erziehung in 
einer Einrichtung über Tag und Nacht), ist kein Elternbeitrag zu zahlen. 

(3) Wenn mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 5 dieser Satzung an die 
Stelle der Eltern treten, gleichzeitig außerunterrichtliche Angebote der OGS an den 
Förderschulen des Kreises Steinfurt oder an einer OGS einer anderen Schule wahrnimmt, 
entfallen die Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. 

 

§ 8 Einkommen 

(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der 
Beitragspflichtigen im Sinne des § 2 Absatz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes und 
vergleichbare Einkünfte, die im Ausland erzielt werden. Ein Ausgleich mit Verlusten aus 
anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht 
zulässig. 

(2) Als Einkommen gelten auch steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie zur Deckung 
des Lebensunterhalts bestimmte Leistungen für die Beitragspflichtigen und die Schülerin/den 
Schüler, für die/den der Elternbeitrag gezahlt wird. 

(3) Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften ist zum 
Einkommen nicht hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem Gesetz zum Elterngeld und zur 
Elternzeit (BEEG) ist erst ab dem in § 10 Absatz 2 BEEG (in der jeweilig geltenden Fassung) 
benannten Betrag beim Einkommen zu berücksichtigen. 

(4) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der 
Ausübung eines Mandats und steht ihm auf Grund dessen für den Fall des Ausscheidens eine 
lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Paragraphen 
ermittelten Einkommen ein Betrag von zehn Prozent der Einkünfte aus diesem 
Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 

(5) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Absatz 6 Einkommensteuergesetz zu 
gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Paragraphen ermittelten Einkommen 
abzuziehen. Ebenso sind die nach § 2 Abs. 5 a Einkommenssteuergesetz steuerlich 
anerkannten Kinderbetreuungskosten von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen 
abzuziehen. 

§ 9 Maßgeblicher Einkommenszeitraum 

(1) Maßgeblich für die Bemessung der Beitragshöhe ist das Jahreseinkommen des 
vorangegangenen Kalenderjahres. 

(2) Davon abweichend ist das tatsächliche Jahreseinkommen zugrunde zu legen, wenn es 
voraussichtlich auf die Dauer höher oder niedriger ist als das Einkommen des vorangegangen 



Kalenderjahres. Der Elternbeitrag ist im Falle einer solchen Änderung für dieses Kalenderjahr 
neu festzusetzen. Dabei erfolgt zunächst eine vorläufige Festsetzung, für die das Einkommen 
des Jahres geschätzt wird. Nach Vorlage der gesamten Einkommensnachweise für das Jahr 
wird der Beitrag endgültig festgesetzt. 

  

§ 10 Einkommensnachweis, Mitteilungspflichten 

(1) Für die Festsetzung der Elternbeiträge teilt der Träger der OGS dem Schulträger unverzüglich 
die Namen, Anschriften, Geburtsdaten, die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie 
die entsprechenden Angaben der Beitragspflichtigen mit. Bei der Aufnahme und danach auf 
Verlangen haben die Beitragspflichtigen dem Schulträger schriftlich anzugeben, welche 
Einkommensgruppe für ihre Elternbeiträge zugrunde zu legen ist. Zum Nachweis des 
maßgeblichen Einkommens müssen die Beitragspflichtigen der Behörde sämtliche für die 
Beitragsermittlung relevanten und angeforderten Belege einreichen. 

(2) Die Beitragspflichtigen nach § 5 dieser Satzung sind verpflichtet, bei Aufnahme und danach 
auf Verlangen ihr maßgebliches Einkommen bzw. das Vorliegen von Befreiungstatbeständen 
nachzuweisen. Dazu reichen sie den Einkommensteuerbescheid und alle relevanten weiteren 
Nachweise beim Kreis Steinfurt als Schulträger ein. Ohne Angabe zur Einkommenshöhe oder 
Vorlage des geforderten Nachweises bzw. bei nicht glaubhaftem Einkommen ist der Betrag 
nach der höchsten Einkommensstufe zu zahlen. 

(3) Die Beitragspflichtigen sind verpflichtet, alle Veränderungen in den wirtschaftlichen und 
persönlichen Verhältnissen, die für die Bemessung des Elternbeitrages maßgeblich sind, dem 
Kreis Steinfurt als Schulträger unverzüglich mitzuteilen. 

§ 11 Beitragstabelle 

Jahreseinkommen 
im Sinne der Satzung 

Monatlicher Elternbeitrag 

bis 36.000 € 0 € 

bis 42.000 € 74 € 

bis 48.000 € 85 € 

bis 54.000 € 96 € 

bis 60.000 € 107 € 

bis 66.000 € 118 € 

bis 72.000 € 129 € 

bis 78.000 € 140 € 

bis 84.000 € 151 € 

bis 90.000 € 162 € 

bis 96.000 €  173 € 

bis 102.000 €  184 € 

bis 108.000 € 195 € 

bis 114.000 €  206 € 

bis 120.000 €  217 € 

über 120.000 € 228 € 

 
 



 
 
 

§ 12 Bußgeldvorschriften 

Ordnungswidrig handelt, wer die erforderlichen Angaben vorsätzlich oder fahrlässig unrichtig oder 
unvollständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 1.000 Euro 
geahndet werden. 
 
 

§ 13 Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 1. August 2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Elternbeiträgen für außerunterrichtliche Angebote im Rahmen der Offenen Ganztagsschule 
(OGS) an den Förderschulen des Kreises Steinfurt vom 06.07.2016 mit Ablauf des 31.07.2024 
außer Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für außerunterrichtliche Angebote 
im Rahmen der Offenen Ganztagsschule (OGS) an den Förderschulen des Kreises Steinfurt wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 5 Absatz 6 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) wird darauf 
hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung gegen 
diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
3. der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Steinfurt, den 20. Dezember 2023 Kreis Steinfurt 
 Der Landrat 
 Az. 13/2 – 01.02.05-01/027 
 gez. Dr. Martin Sommer 
 Landrat 
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